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            die HVA, als einer der besten Auslandsgeheimdienste seiner Zeit. Von ehemaligen Mitarbeitern
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            der Spionageabwehr des Bundesamts für Verfassungsschutz. Sein Buch legt erstmals offen,
            mit welchen Methoden der Verfassungsschutz versuchte, DDR-Spione ausfindig zu machen,
            und welchen Erfolg er dabei hatte. Dabei widerlegt es zahlreiche Mythen.
         

         »Walas Buch ist ein ›must read‹ nicht nur für alle, die sich für deutsche Geschichte
            interessieren, sondern auch für alle Geheimdienstinteressierten weltweit. Es widmet
            sich den tiefsten Geheimnissen des Kalten Krieges, und seine Erkenntnisse sind heute
            noch so relevant, wie sie es vor 30 Jahren gewesen wären.«
Shlomo Shpiro, Geheimdienstexperte, Bar-Ilan University, Ramat Gan
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    Vorwort 
 
   
 
   Mitarbeiter der DDR-Auslandsspionage des Ministeriums für Staatssicherheit, der Hauptverwaltung A (HVA), haben nach 1990 einen Mythos geschaffen, indem sie in immer neuen Variationen behauptet haben, die HVA sei »einer der besten Geheimdienste der Welt« gewesen. Ähnliche Zitate dieser Art lassen sich beliebig finden. Die Stasi-Mitarbeiter Klaus Eichner und Gotthold Schramm versteigen sich in ihrem Buch Konterspionage sogar dazu, eine Anwerbung als »Kundschafter des Friedens« wäre nur bei Personen erreichbar gewesen, die über »Grundfragen der Entwicklung der Menschheit, besonders über Krieg und Frieden«, nachdachten. »Realistisch denkende Menschen im Westen« hätten die DDR »als gesellschaftliche Alternative zu ihren eigenen Verhältnissen anerkannt«.1
 
   Diese verquaste Selbstheroisierung war nur deshalb möglich, weil sie sich nie dem Realitätscheck einer wissenschaftlichen Untersuchung auf breiter Quellenbasis stellen musste. Das lag in erster Linie an der Tatsache, dass die HVA mit Erlaubnis des »Runden Tisches«, der insbesondere aus Vertretern der DDR-Regierung und der Opposition gebildet worden war, ihre geheimen Dokumente 1990 vernichten durfte, darunter nicht zuletzt alle operativen Unterlagen für den Bereich Auslandsspionage. Zwar hat es in der Zwischenzeit eine ganze Reihe von Versuchen gegeben, deren Arbeit nachzuvollziehen, aber eine grundsätzliche kritische Analyse ließ sich bisher aufgrund der wenigen verbliebenen Dokumentenreste kaum realisieren.2
 
   Die Spionageabwehr der Bundesrepublik, die Gegenseite in diesem Krieg der Geheimdienste, ist bisher kaum zu Wort gekommen.3 Der Verfassungsschutz, der diese Aufgabe seit 1950 wahrnimmt, war sehr zurückhaltend bei der Aufklärung über seine Arbeit, schwieg insbesondere über Quellen und Methoden. Archive und Dokumente blieben der Öffentlichkeit verschlossen und sollten eigentlich dauerhaft geheim bleiben. So ist die Erzählung über den deutsch-deutschen Spionagekrieg bis heute eine sehr einseitige Geschichte, in der kurioserweise die Verlierer den Diskurs beherrschen. 
 
   Im Rahmen eines durch das Bundesinnenministerium unterstützten Forschungsprojekts konnten die relevanten Akten nun zum ersten Mal ausgewertet werden. Durch den uneingeschränkten Zugang zum Geheimarchiv der Spionageabwehr des Bundesamts für Verfassungsschutz (BfV) für die Zeit von 1950 bis 1990 lässt sich jetzt überprüfen, ob die DDR-Auslandsspionage tatsächlich so gut war, wie es ihre ehemaligen Mitarbeiter behaupten. Und es ist endlich möglich, die Geschichte der bundesdeutschen Spionageabwehr auf einer gesicherten Quellengrundlage zu erzählen und damit eine wichtige Dimension deutsch-deutscher Geschichte neu zu beleuchten. Ereignisse und Zusammenhänge können umfassender dargestellt, Gerüchte und bisherige Erzählungen korrigiert werden. Das Ergebnis ist eine Gegengeschichte, die den angeblich »besten« Geheimdienst entzaubert. 
 
   So zeigt sich beispielsweise, dass es der Spionageabwehr des Verfassungsschutzes gelang, Tausende DDR-Spione zu »überwerben«. Ein großer Teil der etwa 12 000 Agenten der DDR-Dienste in der Bundesrepublik in der Zeit von 1950 bis 1990 arbeitete demnach als sogenannte Countermen gegen ihre ursprünglichen Auftraggeber, ohne dass diese davon erfuhren. Das vermeintlich umfassende Netz, das die DDR-Geheimdienste über den Klassenfeind geworfen hatten, wies also riesige Löcher auf. 
 
   Auch die Erzählung, die Stasi-Mitarbeiter hätten bis auf wenige Ausnahmen selbst nach 1989 noch treu zur DDR-Auslandsspionage gestanden, nichts verraten und weder Agenten noch Quellen preisgegeben, erweist sich als Mythos. In Wirklichkeit haben erstaunlich viele ehemalige MfS-Mitarbeiter ihr Wissen an die Spionageabwehr verraten und sich der Realität eines untergehenden Systems gestellt. Nicht wenige von ihnen taten dies bereits zu einem Zeitpunkt, als die DDR noch existierte, und häufig waren dabei beträchtliche Geldsummen im Spiel. Die Mär von einer Berufsehre der MfS-Mitarbeiter als eingeschworenen Tschekisten, die ihre Quellen getreulich geschützt hätten, ist so jedenfalls nicht mehr aufrechtzuerhalten. Schon bevor die Spionageabwehr 1993 die »Rosenholz«-Unterlagen mit Informationen über Inoffizielle Mitarbeiter (IM) des MfS von der CIA erhielt, konnte der Verfassungsschutz dank der gewonnenen Erkenntnisse eine große Anzahl von Quellen und Agenten der DDR-Auslandsspionage enttarnen. 
 
   Anhand der nun einsehbaren Unterlagen lassen sich darüber hinaus bisher geheim gehaltene Methoden und Quellen des Verfassungsschutzes aufzeigen, die bei der Suche nach Spionen in dem »Heuhaufen« unbescholtener Bundesbürger eingesetzt wurden, insbesondere, wie man wiederkehrende Muster erkannte und nutzte, nach denen die Stasi bei der Einschleusung von Agenten, sogenannter Illegaler, vorging. Dies führte beispielsweise in den 1970er-Jahren zu Aufklärungserfolgen, die die Auslandsspionage der DDR für mehrere Jahre lahmgelegten. Fast 100 Agenten der HVA wurden in die DDR zurückgerufen. Hunderte weitere DDR-Spione wurden enttarnt und konnten daraufhin auch im Ausland nicht mehr eingesetzt werden, denn der Verfassungsschutz stellte Partnerländern Fotos und Daten der Agenten zur Verfügung. 
 
   Unterlagen, die im Bundesamt ausgewertet werden konnten, korrigieren schließlich auch das Heldenbild von den »Kundschaftern des Friedens« entscheidend. Deren Motiv, sich anwerben zu lassen, war in der Regel nämlich keineswegs das »Nachdenken über Grundfragen der Entwicklung der Menschheit, besonders über Krieg und Frieden«. Ausschlaggebend waren vielmehr fast ausschließlich materielle Interessen. Das Gleiche ist auch bei den »Maulwürfen« im Verfassungsschutz der Fall, die der HVA für beträchtliche finanzielle Gegenleistungen anboten, für die DDR zu spionieren. Zudem lässt sich aus dem bisher unbekannten Archivmaterial das Bild einer Behörde in der Hauptstadt der DDR herauslesen, deren Mitarbeiter zuvorderst darauf bedacht waren, ihren Arbeitsplatz zu sichern und Aufstiegschancen zu wahren. Die Zuverlässigkeit der Bewertungen der DDR-Quellen in den sogenannten Rosenholz-Dokumenten, die in die Forschungsliteratur eingegangen sind, muss daher kritisch überdacht werden. 
 
   Alles in allem erlauben es die Akten des Verfassungsschutzes, wesentliche Punkte des Mythos DDR-Auslandspionage zu korrigieren und so eine aufschlussreiche Neubewertung des wohl spannendsten Kapitels der Geheimdienstgeschichte nach dem Zweiten Weltkrieg, des deutsch-deutschen Spionagekriegs, vorzunehmen. 
 
  
  
  
   
    
    1Anfänge
 
   
 
   Als das Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) 1950 aus der Taufe gehoben wurde, war die Bundesrepublik Deutschland erst wenige Monate alt. Sie war das Produkt des zunehmenden Auseinanderdriftens der Mitglieder der ehemaligen Anti-Hitler-Koalition und stand im Zentrum der Bemühungen der Westalliierten, ihre drei Besatzungszonen wirtschaftlich und insbesondere politisch als solides und verlässliches Bollwerk am sogenannten Eisernen Vorhang zu etablieren. 
 
   Nach 1945 war deutlich geworden, dass die UdSSR versuchen würde, die politische Situation auch auf dem Gebiet der späteren Bundesrepublik zu destabilisieren. Hier musste also eine Sicherheitsinfrastruktur geschaffen werden, die über bloße lokale Polizeiarbeit hinausging. Jeder Rückgriff auf alte Strukturen und Einrichtungen wie etwa die Abteilungen des ehemaligen Reichssicherheitshauptamts der NS-Zeit (RSHA), der Abwehr oder der Politischen Polizei der Weimarer Republik war jedoch ausgeschlossen. Eine »neue Gestapo«, darin waren sich die Westalliierten einig, durfte auf keinen Fall entstehen. Die Erinnerungen an die Gräuel, die Deutschland über Europa gebracht hatte, an die politische und rassistische Verfolgung in Deutschland und den besetzten Gebieten, an die Opfer des Zweiten Weltkriegs und der Shoa waren noch frisch. Die neu zu schaffenden Behörden sollten daher nicht nur kontrolliert aufgebaut, sondern auch dauerhaft eng in die transatlantischen Sicherheitsstrukturen eingebunden werden, bis das Vertrauen in die politische Stabilität des demokratischen Systems der Bundesrepublik über die nächsten Jahre ausreichend fest in der Gesellschaft verankert war. 
 
   Zu dieser Sicherheitsarchitektur musste fast zwangsläufig auch eine Behörde gehören, die die junge Bundesrepublik und ihre noch ungefestigte freiheitlich-demokratische Grundordnung vor »subversiven« Angriffen schützen konnte: ein Inlandsnachrichtendienst. Wie derartige Behörden ohne Rückgriff auf bestehendes Wissen und die Expertise ehemaliger Mitarbeiter aus Institutionen der Zeit vor 1945 ihrer Aufgabe gerecht werden könnten, blieb allerdings lange offen. Über ihre Notwendigkeit waren sich jedoch alle Beteiligten einig. 
 
   Die drei Militärgouverneure der westlichen Besatzungszonen hatten daher im Frühjahr 1949 in dem sogenannten Polizeibrief vom 14. April 1949 der zukünftigen Bundesregierung nicht nur die Einrichtung von »Bundesorgane[n] zur Verfolgung von Gesetzesübertretungen und Bundespolizeibehörden« erlaubt. Es sollte auch eine »Stelle zur Sammlung und Verbreitung von Auskünften über umstürzlerische, gegen die Bundesregierung gerichtete Tätigkeiten« eingerichtet werden. Eines machten die Besatzungsmächte dabei ganz deutlich: Dieses Amt sollte keine Polizeibefugnis erhalten.1 Die Intention war jedoch eindeutig, und der Begriff »Sammelstelle« war nichts weiter als ein Euphemismus für einen Inlandsnachrichtendienst. 
 
   Das Bundesamt für Verfassungsschutz, das dann diese Aufgaben wahrnahm, wurde als zusätzliche Unterbehörde des Innenministeriums auf Bundesebene konzipiert; zudem sollte es als zentrale, länderübergreifende Auswertungsstelle dienen. Gegenüber den vergleichbaren Einrichtungen in den einzelnen Bundesländern erhielt das Bundesamt aber keine Weisungsbefugnis. Vielmehr sollte es insbesondere »subversive« Bewegungen und Bemühungen aufklären, die die Länder nicht wahrnahmen oder wahrnehmen konnten, weil sie Bundesbehörden oder -angelegenheiten betrafen.2
 
   Als »subversiv« galten beispielsweise die nationalsozialistische Sozialistische Reichspartei (SRP) ebenso wie die KPD und andere kommunistische Organisationen. Verfahren wurden eingeleitet und führten dazu, dass 1952 die SRP und 1956 die KPD verboten wurden. Die reaktionären rechtskonservativen Kräfte um unverbesserliche Anhänger der NS-Ideologie wurden dagegen schon 1950 als zu zersplittert angesehen, als dass man sie als eine wirkliche Gefahr für den Bestand des politischen Systems der Bundesrepublik erachtete, auch wenn zeitgenössische Meinungsumfragen zeigen, dass ein Großteil der Bürger der Bundesrepublik noch weit von dem entfernt war, was man eine liberale politische Grundhaltung oder auch nur Verfassungspatriotismus nennen könnte.3
 
   Jedenfalls zeichnete sich bereits 1950 deutlich ab, welche Aufgabe der »Sammelstelle« in erster Linie zugedacht war: die Beobachtung kommunistischer Organisationen und Parteien. Die erwarteten illegalen Aktivitäten der Mitglieder von kommunistischen Organisationen und der KPD erschienen besonders bedrohlich, zumal bekannt war, dass sie Unterstützung aus der UdSSR und aus der DDR erhielten. Auch wenn Otto John, der erste Präsident des Bundesamts, in seinen Erinnerungen schreibt, dass die »Abwehr der Spionage, d. h. die geheime Fahndung nach Spionen […] zunächst außerhalb der meinem Amt gestellten Aufgaben« lag, so war sie im Grunde doch unausweichlich.4 Schon bevor John die Leitung des BfV übernahm, war am 8. Februar 1950 das Ministerium für Staatssicherheit in der DDR aus der Taufe gehoben worden. Der Staatssekretär im Bonner Innenministerium, Hans Ritter von Lex, warnte bei einer Besprechung am 16. März 1950 dann auch die alliierten Sicherheitsdirektoren, dass das neue »Sicherheitsministerium« in der DDR von einem »der radikalsten Kommunisten namens Zaisser« geleitet werde. Besagtem Wilhelm Zaisser ginge es aber nicht nur um politische Agitation, er treffe auch »große Vorbereitungen auf den Gebieten der Spionage und Sabotage«.5 Zu den Aufgaben des neuen Inlandsnachrichtendienstes müsse daher auch gehören, die Bundesrepublik vor Spionage zu schützen. 
 
   Wie Lex wusste, hatte Bundeskanzler Adenauer den eigentlich hierfür prädestinierten Reinhard Gehlen vergeblich als Chef des Verfassungsschutzes vorgeschlagen. Gehlen, ein ehemaliger Generalstabsoffizier der Deutschen Wehrmacht, hatte deren Abteilung Fremde Heere Ost geleitet und sich 1945 mit umfangreichen, mikroverfilmten Geheimdokumenten der amerikanischen Besatzungsmacht angeboten. Daraus war die nach ihm benannte und seit 1946 von den USA finanzierte nachrichtendienstliche »Organisation Gehlen« entstanden, in der bereits Anfang 1950 eine Abteilung eingerichtet wurde, die sich nicht nur der Inlandsaufklärung, sondern auch der Spionageabwehr widmen sollte. Diese »GV L« (Generalvertretung L), die zunächst in Karlsruhe ihren Sitz hatte, beschäftigte im Juli 1949 bis zu 400 Personen.6 Da der Verfassungsschutz nun ebenfalls in diesem Bereich aktiv werden sollte, entstand ein Konflikt zwischen Gehlen und John, der die Zusammenarbeit der beiden in der Folgezeit maßgeblich prägte. 
 
   Für zusätzliche Belastung sorgte Gehlens persönliches Misstrauen gegenüber dem Widerstandskämpfer John, der nach seiner Flucht Ende Juli 1944 bei einem britischen Propagandasender gegen das NS-Regime gearbeitet und die Anklage gegen den von Gehlen verehrten Generalfeldmarschall Erich von Manstein unterstützt hatte. Die Tatsache, dass dieses Misstrauen fast schon paranoide Züge annahm, war einer gedeihlichen Kooperation nicht unbedingt förderlich. Im Gegenteil: Reibungsverluste und Konkurrenz in Bezug auf Weisungsbefugnisse und Aufgabengebiete waren vorprogrammiert, denn Gehlen überließ dem BfV die Inlandsaufklärung und Spionageabwehr keineswegs freiwillig, ja, er versuchte sogar noch, die Arbeit seiner Organisation in diesem Bereich zu intensivieren.7
 
   Obendrein gelang es ihm, beim Aufbau des Bundesamts einige wichtige Positionen mit seinen Leuten zu besetzen. Hierzu gehörte BfV-Vizepräsident Albert Radke, ein ehemaliger Generalstabsoffizier, der vor 1945 in einer Abwehrstelle im Bereich Gegenspionage tätig gewesen war. Nach 1945 hatte er sich der Organisation Gehlen angeschlossen, wo er ursprünglich die Abteilung 40 (zuständig für Spionageabwehr und innenpolitische Berichterstattung) leiten sollte,8 bevor er im Bundesinnenministerium mithalf, die Grundzüge für den Verfassungsschutz zu konzipieren.9 Radke war somit in den Anfängen des BfV einer der wenigen, die etwas von nachrichtendienstlicher Arbeit verstanden, auch wenn sich seine Erfahrungen auf den militärischen Bereich beschränkten.10
 
   Ganz offensichtlich sollte Radke im BfV auch Sorge dafür tragen, dass die Organisation Gehlen nicht ins Hintertreffen geriet. Seine Ausführungen über die »[v]ordringliche[n] Aufgaben für das im Aufbau befindliche Bundesamt für Verfassungsschutz«, die er dem Bundeskanzleramt vorlegte und in denen auch die »Überwachung der Tätigkeit östlicher Nachrichtendienste innerhalb des Bundesgebietes (ostzonale, sowjet-russische, Satellitenstaaten)« genannt wird,11 stimmte Radke Wochen zuvor mit Gehlen ab, ehe er sie in Bonn einreichte. Radke sorgte für eine enge Verzahnung zwischen Organisation Gehlen und BfV, was übrigens zunächst auch den Wünschen des Bundeskanzleramts entsprach.12
 
   Konrad Gallen, ein weiterer Abgesandter Gehlens,13 wurde als Leiter für die Abteilung Beschaffung installiert, die Informationen für alle Bereiche des Inlandsnachrichtendienstes beibringen sollte. Das hatte allerdings zur Folge, dass das BfV von Beginn an gerade in der Spionageabwehr von Informationen abhängig war, die die Organisation Gehlen lieferte. Umgekehrt wurden alle Informationen, die der Verfassungsschutz in eigener Regie beschaffte, an Gehlen und seine Organisation weitergeleitet. Radke stand dafür in ständigem Kontakt mit seinem eigentlichen Chef, »Dr. Schneider« alias Reinhard Gehlen, und Kurt Kohler, der nun die Abteilung 40 leitete. Hans Globke, Ministerialdirektor in Adenauers Kanzleramt, der Gehlen nach Kräften unterstützte, arbeitete unterdessen bereits daran, das Trennungsgebot über den Haufen zu werfen, die Beschränkungen des Verfassungsschutzes durch die föderale Struktur aufzulösen und ein übergreifendes »Bundesministerium für Sicherheitswesen« zu schaffen, in das der Verfassungsschutz eingegliedert werden sollte. All dies in enger Absprache mit Gehlen und in Anlehnung an Strukturen, wie sie vor 1945 geherrscht hatten.14
 
   Formal mag es also richtig gewesen sein, wenn Otto John in seinen Erinnerungen schreibt, dass die »Abwehr der Spionage« zunächst nicht zu den Aufgaben des BfV gehörte.15 Und auch wenn Globke seinen eben skizzierten Plan am Ende nicht umsetzen konnte, war dieser Aufgabenbereich für den Verfassungsschutz nicht klar definiert. Informell ging man dort dennoch, ebenso wie in den Landesbehörden, von Beginn an davon aus, dass »jede Spionagetätigkeit für eine fremde Macht generell ein Angriff auf die verfassungsmäßige Ordnung« der Bundesrepublik sei16 und mithin in den Aufgabenbereich des Verfassungsschutzes fiel. Die von Radke formulierten Schwerpunktgebiete wurden daher schnell weiter angepasst und ausdifferenziert. Auch die Aufklärung des Zentralkomitees der SED, des Zentralrats der FDJ und der Westabteilung der genannten Organisationen gehörte nun zu den Aufgaben. Es ging folglich nicht nur um Spionageabwehr auf dem Gebiet der Bundesrepublik, sondern auch um Gegenspionage, also darum, durch nachrichtendienstliche Infiltration der Organe der DDR Informationen über den Gegner auf dessen eigenem Territorium zu erlangen.17 Legitimiert wurde dies durch die Behauptung, auch die DDR sei ja ein Teil Deutschlands, denn sie sei völkerrechtlich nicht anerkannt.18 Eine scharfe Abgrenzung zwischen Spionageabwehr und Gegenspionage gab es seinerzeit aus gutem Grund nicht, denn Informationen über organisatorische Struktur, Arbeitsweise, Ressourcen und Spionageinteressen des Gegners sind eine notwendige Voraussetzung für die Konstruktion von Arbeitshypothesen, die einer erfolgreichen Spionageabwehr zugrunde liegen. Und genau die Informationsbeschaffung auf dem Gebiet der DDR durch das BfV war für die Organisation Gehlen bereits Ende März 1951 ein Grund, mit großer Sorge in die Zukunft zu blicken.19
 
   Trotz der immer wieder ins Feld geführten Bedrohung durch Agenten der DDR nahm die neue Behörde nur langsam Gestalt an. Erst allmählich kristallisierten sich die Aufgabengebiete genauer heraus, und auch die Zahl der Mitarbeiter blieb zunächst überschaubar. Als Otto John Anfang 1952 einen ersten Bericht an das Innenministerium sandte, machte er deutlich, wie wichtig die Abwehr der Spionage trotz der hierfür noch fehlenden konkreten rechtlichen Grundlagen sei. Es gehe darum, Aktivitäten zu erkennen, die »gegen die verfassungsmäßige Ordnung oder gegen verfassungsmäßige Organe, auf die Auskundschaftung des Staates oder dessen Einrichtungen und Organisationen (Spionage) gerichtet sind«. Durch »den Einsatz der Exekutive bzw. durch Maßnahmen der Gerichtsbehörden« sollten diese dann »rechtzeitig zunichte gemacht werden«.20 Das waren anspruchsvolle, weit gefasste Aufgaben und hoch gesteckte Ziele. Für ihre Umsetzung war allerdings weder das Personal des BfV angemessen ausgebildet noch war das Amt ausreichend gut besetzt.21
 
   Dass gerade in der Beschaffungsabteilung, der Abteilung II, die sich auch um die Spionageabwehr kümmern sollte, große Probleme bestanden, wurde schnell deutlich. Und das lag nicht nur am Personalmangel. Der schon erwähnte Konrad Gallen, ein promovierter Jurist, als Fachmann angepriesen, Abgesandter Gehlens und vor 1945 in der Abwehr tätig, erwies sich als Fehlbesetzung. Er hatte sehr häufig Probleme bei der Führung seiner Mitarbeiter und beschaffte Informationen nicht etwa aus eigenen Quellen, sondern von seinen ehemaligen Kollegen in Pullach, dem Sitz der Organisation Gehlen.22 Vor allem deren Informationen aus dem Bereich Spionageabwehr und Gegenspionage waren jedoch notorisch unzuverlässig. Ronny Heidenreich, der die Organisation Gehlen und den BND für die Zeit bis 1961 auf der Grundlage von BND-Dokumenten eingehend untersucht hat, kommt zu einem vernichtenden Urteil: »[D]ie DDR-Spionage in der Amtszeit Reinhard Gehlens [war] weitgehend dysfunktional und defizitär.«23 Das hatte man auch im Bundesamt bereits innerhalb kurzer Zeit deutlich erkannt. Selbst der Gehlen treu ergebene Radke bemängelte, dass mehr als 80 Prozent der entsprechenden Meldungen aus Pullach wertlos seien.24
 
   John reagierte Ende September 1951 und drängte Gallen aus dem Amt. Nun ging es darum, eine Person zu finden, die kompetent genug war, die Abteilung insgesamt auf solide Beine zu stellen. Der Widerstand Gehlens gegen Gallens Rauswurf war jedoch massiv. Schon zuvor hatte er John zum »Feind der Org[anisation Gehlen]« erklärt. Dieser sei Agent der Briten, zu denen er übergelaufen war, ein »Landesverräter«, der vermutlich auch Radke abschieben wolle. Offenkundig befürchtete Gehlen, ihm könnte die Kontrolle über das Bundesamt durch seine Emissäre aus den Händen gleiten. Sein Versuch, den Staatssekretär im BMI, Ritter von Lex, zu einer Intervention zu bewegen, war aber erfolglos, zu eklatant war das Versagen Gallens.25 Die »fast groteske« Verbindung des BfV mit der Organisation Gehlen, die der seinerzeit sehr angesehene schwedische Kriminalist Harry Söderman bei einer Evaluation des BfV im Auftrag des Bundesinnenministeriums festgestellt hatte, war nun zwar etwas korrigiert, aber der wichtige Posten des Abteilungsleiters für Beschaffung blieb für viele Monate vakant.26
 
   John hatte die formelle Entlassung Gallens allerdings nicht einmal abgewartet und sich bereits Monate zuvor nach einem Ersatz umgetan. Der entscheidende Tipp für einen fähigen Kandidaten kam von Karl Hofmann, einem ehemaligen Widerstandskämpfer, der nun im niedersächsischen Innenministerium als Ministerialrat arbeitete und später, ab 1953, den Verfassungsschutz in dem Bundesland leiten sollte. Er empfahl Richard Gerken, der damals die Beschaffung in Niedersachsen leitete. Gerken hatte sich gerade im Bereich der Spionageabwehr als erfolgreich erwiesen und führte Informanten auf dem Gebiet der DDR. Er war jedoch auch als schwierige Person aufgefallen, als extrem opportunistisch, sehr auf seinen eigenen Vorteil bedacht und wenig vertrauenswürdig. Zudem bat er seinen britischen Verbindungsoffizier häufig um Geld und lag ihm in den Ohren, dass er bei Beförderungen ständig übergangen werde. Wie bereits Jahre zuvor, attestierten ihm die Briten noch 1956, dass er unter »Geltungbeduerfnis« leide und es ihm an moralischem Rückgrat fehle.27
 
   Nichtsdestotrotz war Gerken offensichtlich ein fähiger Nachrichtendienstmann, und die Briten hofften erkennbar auch, dass durch ihn in Köln ein bedeutendes Gegengewicht zu dem dortigen Einfluss der von den Amerikanern finanzierten und gesteuerten Organisation Gehlen entstehen würde.28 In Köln richtete er sofort ein Referat (II/b) innerhalb der Abteilung Beschaffung ein, das sich »östlichen Nachrichtendiensten« widmen sollte. Das war der zukünftige Kern einer eigenen Abteilung für Spionageabwehr. Geleitet wurde das Referat von Regierungsrat Karl Eschweiler, einem ehemaligen ostpreußischen Kriminalkommissar und während des Zweiten Weltkriegs Leitender Feldpolizeidirektor von Gruppen der Geheimen Feldpolizei.29
 
   Schon bald wurde klar, dass Gerken genau hier, in der Spionageabwehr, sein wichtigstes Aufgabenfeld sah. Den Informationen der Organisation Gehlen konnte man seiner Meinung nach nicht trauen. Bei einem Treffen mit Vertretern der britischen Dienste berichtete er, er selbst leite 132 Operationen, aber mit der vorgesehenen Rolle des BfV, das nur dann Quellen und Gegenoperationen führen sollte, wenn Bundesinteressen direkt berührt wären, wollte er sich nicht zufriedengeben. Ebenso wenig damit, dass seine Abteilung nur für die Beschaffung von Informationen zuständig sein sollte und nicht auch für deren Auswertung. Gerken ließ daher in seiner eigenen Abteilung Informationen beurteilen und zusammenfassen und anschließend daraus Berichte anfertigen, die ohne Überprüfung der Abteilung III (Auswertung) – und daher teilweise fehlerhaft – direkt an andere Behörden gingen. 
 
   Das BfV erwies sich dank Gerken als um einiges effektiver, als es die Abteilung 40 der Organisation Gehlen war.30 Gerken blickte 1953 daher recht selbstzufrieden auf die Arbeit seiner eigenen Abteilung zurück. Die Anzahl von V-Leuten konnte seit seinem Amtsantritt wesentlich erhöht werden – allein 750 V-Mann-Berichte gingen bis September des Jahres ein und sorgten dafür, dass eine ganze Reihe von exekutiven Maßnahmen, sprich Verhaftungen, durchgeführt werden konnten. So wurde beispielsweise Emil Bechtle, der Zentralkassier der KPD, am 11. Juli 1953 festgenommen. Er hatte für den Wahlkampf der KPD etwa 10 Millionen DM aus der DDR in die Bundesrepublik geschleust. Am 2. August 1954 verurteilte ihn der Bundesgerichtshof zu acht Monaten Gefängnis.31
 
   Die Abteilung führte auch die offiziellen und inoffiziellen Außenstellen des Bundesamts, die sich stärker um Spionageabwehr und Gegenspionage kümmerten. Darunter fielen zu diesem frühen Zeitpunkt das sogenannte Berliner Unternehmen mit neun »Freien Mitarbeitern« und 72 V-Leuten, die ausschließlich in der DDR aktiv waren, sowie die Bundesnachrichtenstelle Hannover des BfV mit vier »Freien Mitarbeitern«, 17 V-Leuten in der DDR und neun »Forschern« im Grenzraum zur DDR, die nach neuen V-Leuten Ausschau hielten. Hinzu kamen in der Bundesnachrichtenstelle Lübeck vier »Freie Mitarbeiter«, sechs »Forscher« und 13 V-Leute in der DDR, darunter auch solche, die in Häfen arbeiteten. Die Bundesnachrichtenstelle Kassel hatte zu diesem Zeitpunkt drei »Freie Mitarbeiter«, zwei Repräsentanten, einen »Forscher« und positionierte vier V-Leute in der DDR. Insgesamt führte die Abteilung Anfang September 1953 also 154 Personen, davon waren 112 in der DDR ansässige V-Leute. Es war das von Gerken eingerichtete System der »Freien Mitarbeiter«, das ihm den entscheidenden Vorteil gegenüber der Organisation Gehlen verschaffte. Dabei handelte es sich zumeist um ehemalige Kriminalpolizisten und Angehörige der SS oder der Gestapo, deren Anstellung beim BfV die Sicherheitsdirektoren der Westalliierten bis 1955 verhinderten. Gerken speiste die Leute mit Handgeldern ab, ohne feste Bezahlung und immer darauf bedacht, dass ihnen bewusst war, dass sie von ihm abhängig waren und Informationen liefern mussten, wenn sie weiterhin bezahlt werden wollten. Die Quellen in der DDR, gesteuert von »Freien Mitarbeitern«, erhielten wiederum für jede Information ein paar Westmark.32
 
   Durch das »Berliner Unternehmen« gelang es beispielsweise, V-Leute in der DDR in den Parteivorstand der Liberaldemokratischen Partei Deutschlands (LDP), beim Staatssekretär für Innere Angelegenheiten, im Ministerium für Eisenbahnwesen, im Ministerium für Transportmittel und Landmaschinenbau, in der Nähe des ZK der SED, in der Gesellschaft für Deutsch-Sowjetische Freundschaft, im Ministerium für Außenhandel und innerdeutschen Handel und in den Räten der Bezirke Leipzig, Potsdam und Frankfurt (Oder) einzuschleusen. 
 
   Die Spionageabwehr konnte dadurch einige Erfolge verzeichnen. So gelang es ihr, »Schleusen« an der Grenze der DDR zur Bundesrepublik zu erkennen und mehrere Agenten festzunehmen, von denen zwei an alliierte Nachrichtendienste übergeben und von diesen als Doppelagenten weitergeführt wurden. Auch das Bundesamt selbst erhielt so die Möglichkeit, sogenannte II-G-Spiele durchzuführen, also feindliche Agenten »umzudrehen« und dann gegen die ehemaligen Auftraggeber in Gegenoperationen (GOP) einzusetzen. Allein die Bundesnachrichtenstelle in Lübeck führte sechs dieser Countermen (CM) jenseits der Grenze zur DDR. Teilweise geschah dies in Zusammenarbeit mit alliierten Nachrichtendiensten.33 Der Abteilung Beschaffung gelang es jedoch nicht, in die Nachrichtendienste des zweiten deutschen Staates einzudringen. 
 
   Zehn II-G-Spiele wurden beim »Berliner Unternehmen« geführt oder bearbeitet. Allerdings hatte die Ausdehnung des Aufgabengebiets zur Folge, dass die V-Mann-Kontrolle nur noch ungenügend vorgenommen wurde und dass aus der DDR geflohene V-Leute nicht adäquat betreut werden konnten. Bei annähernd 3000 Berichten aus der DDR, die bis September 1953 im Bundesamt eingegangen waren, darunter allein fast 2000 vom »Berliner Unternehmen«, die ausschließlich aus geheimen Quellen stammten, war die Abteilung Beschaffung sichtbar überfordert. Das Bundesamt und die Bundesnachrichtenstellen führten in dieser Zeit zudem insgesamt 56 II-G-Spiele, darunter allein 21 gegen tschechische Nachrichtendienste.34
 
   Auch im Bereich der Spionageabwehr verzeichnete der Verfassungsschutz bald erste Erfolge. Einige Agenten, die von einem sowjetischen Nachrichtendienst angeworben worden waren, konnten enttarnt werden, außerdem ein polnischer Agent, der seit 1949 im Amt Blank, dem Vorläufer des Verteidigungsministeriums, spioniert hatte.35 Dieser Teil der Spionageabwehr war allerdings auch ein problematisches Feld. Zwar hatte hier die Abgrenzung zu den Landesämtern einige Fortschritte gemacht, aber ganz offensichtlich waren Polizei und Kriminalpolizei auch weiterhin selbst tätig. Im Vergleich dazu funktionierte die Zusammenarbeit mit den alliierten Nachrichtendiensten besser. Mit der britischen Nachrichtenstelle gab es sogar eine Direktschaltung, die daher auch mit amerikanischen Stellen angestrebt wurde.36
 
   Durch das Erste Strafrechtsänderungsgesetz vom 30. August 1951 und die Einführung der Straftatbestände Landesverrat und Hochverrat wurde der Erfolg des Bundesamts bald in der Anzahl der erfolgreichen Verhaftungen und der Länge der Freiheitsstrafen gemessen. Gerken bemühte sich entsprechend darum, gegenüber Amtsleitung und Innenministerium deutlich zu machen, dass seine Abteilung von außerordentlicher Bedeutung sei, und stellte die auch öffentlichkeitswirksamen Erfolge der Spionageabwehr besonders heraus. Gleichwohl spielte die DDR-Auslandsspionage in dieser Zeit gegenüber den Diensten anderer Länder zunächst eine untergeordnete Rolle, zumindest bei den Gegenoperationen, die Gerken und seine Mitarbeiter als Kernstück der Spionageabwehr betrachteten. Nur zehn von knapp 60 II-G-Spielen galten der DDR; tschechische und sowjetische Dienste waren mit jeweils doppelt so hohen Zahlen im Visier des BfV.37
 
   Im Bereich der Gegenoperationen stieß die Spionageabwehr darüber hinaus auf ungeklärte rechtliche Regelungen. »›Umgedrehte‹ Feindagenten«, klagte Gerken in einem Bericht an seinen Präsidenten, könne man bisher keine Zusage auf Strafminderung oder gar Straffreiheit geben, diese »Countermen« müssten »vor dem Zugriff der eigenen Strafverfolgungsbehörden abgeschirmt werden«. Hier sei eine gesetzliche Regelung »von entscheidender Bedeutung«.38 Dies bedeutete allerdings nicht, dass Gerken sich bei der Konzipierung von Gegenoperationen zurückhielt. Im Gegenteil: Seine Abteilung entwickelte ein Eigenleben innerhalb des Bundesamts, das weder von dem Präsidenten durchschaut noch von Vizepräsident Radke kontrolliert wurde. Die Abschottung weiter Teile der Aktivitäten der Abteilung Beschaffung von der Abteilung Auswertung mit dem Argument, das »Need-to-know«-Prinzip, wonach nur die Personen von einem Sachverhalt erfahren sollten, die davon unbedingt Kenntnis haben mussten, müsse gerade in der Spionageabwehr besonders streng eingehalten werden, führte schließlich zu Fehlern, die auf das Bundesamt insgesamt zurückfielen. 
 
   Am deutlichsten wurde dies in der Aktion »Vulkan«, bei der die Abteilung Auswertung übergangen wurde. Die Aktion wurde durch Gotthold Kraus ausgelöst, der am 6. April 1953 aus Ostberlin floh. In Frankfurt am Main eingetroffen, berichtete er den Sicherheitsbehörden, dass das Institut für wirtschaftswissenschaftliche Forschung (IWF) in Wirklichkeit eine Spionageorganisation der DDR sei. Diese unterhalte in der Bundesrepublik ein großflächiges Agentennetz, das Strukturen der von einem Verbot bedrohten KPD nutze, um politische, wissenschaftlich-technische und wirtschaftliche Informationen zu beschaffen. Kraus war als Referent im IWF für den Bereich Wirtschaft zuständig gewesen, aber er war spätestens seit 1952 auch als Quelle der Berlin Operations Base (BOB) der CIA geführt worden und setzte sich nun in die Bundesrepublik ab.39
 
   Mitarbeiter der Abteilung Beschaffung nahmen zusammen mit Bundesanwalt Max Güde, einem Untersuchungsrichter am Bundesgerichtshof, und dem späteren Kriminalrat Theodor Saevecke von der Sicherungsgruppe des BKA an der Befragung von Kraus teil. Die Materialien, die er mitgebracht hatte, wurden nur sehr oberflächlich überprüft, und bereits drei Tage später, am 9. April 1953, erließ Bundesanwalt Güde 43 Haft- und Durchsuchungsbefehle. Das Bundeskabinett wurde informiert, wo man der Angelegenheit so große Bedeutung beimaß, dass Otto John und Ministerialdirektor Hans Egidi vom Innenministerium dem Kabinett bereits am folgenden Tag Bericht erstatten mussten. John versuchte die Informationen, die das Bundeskabinett erhielt, auf das Wesentliche zu begrenzen, aber nachdem er bereits nach einer Dreiviertelstunde die Kabinettssitzung wieder verlassen musste, blieb Egidi und legte dem Kabinett nun eigenmächtig weitaus umfangreichere Akten vor; darunter war auch eine Liste der 35 bereits Verhafteten, die John zunächst zurückhalten wollte.40 Bundeskanzler Adenauer, der sich in den USA befand, wurde sofort durch ein Telegramm informiert, und noch am selben Tag fand eine Pressekonferenz statt, in der Vizekanzler Franz Blücher nicht nur den Erfolg verkündete, sondern in fahrlässiger Weise auch die Namen der Verhafteten bekanntgab.41
 
   Das war einerseits unvereinbar mit der Unschuldsvermutung, einem Kernprinzip rechtstaatlicher Ordnung, andererseits aber auch sehr voreilig, denn nun wurden Personen öffentlich bloßgestellt, die sich später als unschuldig erwiesen. Insgesamt gerieten mehr als 40 Personen in den engeren Kreis der Verdächtigen. Der Spiegel berichtete in seiner Ausgabe vom 22. April 1953 sogar von 200 Personen, die auf der Liste der »Vulkan«-Verdächtigen stünden.42 Das Bundesamt für Verfassungsschutz und insbesondere Gerken verbuchten die Aussagen des Überläufers und CIA-Agenten Kraus sowie die Verhaftungen zunächst als großen Erfolg. Hinter dem Institut steckten sowjetische Nachrichtendienste, die dem IWF als »Berater« dienten. Die Lenkung lag demnach zwar in der Hand der sowjetischen Auslandsaufklärung, aber das Personal bestand aus Bürgern der DDR. Dadurch erhielt das Bundesamt nicht nur einen Einblick in die DDR-Auslandsspionage, sondern auch in die Arbeit sowjetischer Nachrichtendienste und deren Instrumentalisierung von DDR- und bundesdeutschen KPD-Ressourcen.43
 
   Sehr bald stellte sich jedoch heraus, dass die Voruntersuchungen und die Überprüfung der Dokumente, die Kraus aus Berlin mitgebracht hatte, mangelhaft gewesen waren. Drei der durch Haftbefehl Ausgeschriebenen entzogen sich durch Flucht einer Verhaftung; bei ihnen dürfte es sich tatsächlich um Beauftragte der DDR-Dienste gehandelt haben. Von den anderen Verhafteten waren im Oktober 1953 bis auf vier alle aus der Haft entlassen worden; gegen die vier wurde Anklage erhoben.44 Der Verfassungsschutz sah sich mit dem ersten Spionageskandal konfrontiert, denn ein Teil der Presse kritisierte sein Vorgehen scharf. So schrieb Richard Tüngel in der Zeit vom 16. April 1953: »Es ist nicht sehr erfreulich, zu denken, daß in Gefängnissen der Bundesrepublik Menschen sitzen, denen der Rechtsschutz versagt ist, den sie in Ländern des freien Westens sonst finden.« Dass fahrlässig »mehr Leute verhaftet würde[n], als eigentlich schuldig seien«, zeige, »daß nach totalitärem Muster der Staat wichtiger ist als das Individuum«.45 Die Kritik brachte sehr genau das Selbstverständnis der meisten Mitarbeiter in Verfassungsschutz und Innenministerium auf den Punkt, die das Amt tatsächlich primär als Staatsschutz und oft auch als Schutz der Adenauer-Regierung begriffen.46
 
   Was zunächst als großer Erfolg deklariert worden war, wuchs sich innerhalb weniger Wochen zu einem Fiasko aus. Die Zeugenaussagen von Kraus gegen jeden einzelnen Beschuldigten, zahlreiche weitere Dokumente, darunter Material, das Kraus über einen Zeitraum von anderthalb Jahren an die CIA geliefert hatte, und Informationen aus Ermittlungen und V-Mann-Berichten des BfV hatten offensichtlich einer Überprüfung durch den Haftrichter nicht standgehalten, weshalb fast alle der Verhafteten wieder auf freien Fuß gesetzt werden mussten.47 Das Belastungsmaterial, schrieb Die Welt Ende Juni 1954, habe sich als schillernde Seifenblase des Bundesamts für Verfassungsschutz erwiesen, und die sei schnell zerplatzt.48
 
   Otto John versuchte die Öffentlichkeit in einem Leserbrief an Die Zeit davon zu überzeugen, dass nicht das Bundesamt, sondern Vizekanzler Blücher und das Bundesinnenministerium die Verantwortung trugen. Er wurde dann von Tüngel in einem weiteren Artikel regelrecht seziert.49 Günther Nollau, der De-facto-Leiter der Auswertungsabteilung, legte intern ebenfalls den Finger in die Wunde: Solange Gerken seine Abteilung abschotte, Spionageabwehr für das »Geheimste vom Geheimen« erachte und alle Informationen »aus Sicherheitsgründen« von anderen Abteilungen zurückhalte, seien Fehler wie bei der Aktion »Vulkan« nicht zu vermeiden.50 Der anfängliche Erfolg der Spionageabwehr hatte sich damit binnen kürzester Zeit ins Gegenteil verkehrt. Die Bundesanwaltschaft begann der Vorarbeit des BfV für exekutive Fälle zu misstrauen, und auch vonseiten der Politik wurden nun der fehlende juristische Sachverstand und »personelle Unzulänglichkeiten« beim Verfassungsschutz bemängelt.51
 
   Allerdings hatte Kraus durchaus auch wichtige Informationen über die operative Arbeit des MfS geliefert. Das musste nun eine Reihe von Agenten abziehen. Zudem wurde die Auslandsspionage der DDR gehörig durcheinandergewirbelt. Dort war die Sorge groß, dass es weitere Maulwürfe in den eigenen Reihen geben könnte, und eine Kommission unter der Leitung des Stellvertretenden Leiters des MfS Erich Mielke überprüfte alle Mitarbeiter. Der Außenpolitische Nachrichtendienst wurde aufgelöst, die Aufgaben wurden dezentralisiert und die Abteilungen sogar in unterschiedlichen Gebäuden untergebracht, um die Geheimhaltung zu erhöhen. Für die eigentliche Arbeit, erinnerte sich der spätere Leiter der HVA, Markus Wolf, »blieb in dieser Phase wenig Zeit«.52
 
   Während also die Aktion »Vulkan« die öffentliche Wahrnehmung des BfV massiv beschädigte hatte, erwies sie sich letztlich, wenn auch unbemerkt, sehr wohl als Erfolg, auch wenn man das in Köln nicht unbedingt wahrnahm. Die DDR-Auslandsspionage wurde durch die Reorganisation unterbrochen und durch die nun viel stärkere Dezentralisierung zunächst auch behindert. 
 
   Weitere Erfolge der Spionageabwehr führten zu einer Reihe von Festnahmen, legten aber auch Probleme offen, die der Art und Weise, wie Gerken seine Abteilung führte, geschuldet waren. So entpuppte sich ein Spionagefall, 1953 vom Bundesamt unter dem Fallnamen »Winkel« geführt, bei der Aufarbeitung durch die Gerichte als eher unbedeutend. Die Verhafteten waren jung und arbeitslos, und es waren geringe Freiheitsstrafen, zu denen sie verurteilt wurden.53 Wie das Gericht jedoch erfuhr, hatte im Fall »Winkel« ein »Regierungsrat Stahlmann« unerlaubt Vernehmungen geführt. Nur gab es den in Wirklichkeit gar nicht, denn es handelte sich um den Tarnnamen von Johannes Strübing. Der war zu diesem Zeitpunkt noch »Freier Mitarbeiter«. Er war mit Gerken aus Niedersachsen ins BfV gekommen, und dafür, dass er nicht offiziell angestellt war, geschweige denn verbeamtet wurde, gab es einen guten Grund. Seit 1937 bei der SS, war er ab 1942 Mitarbeiter des Reichssicherheitshauptamts und Angehöriger der Sonderkommission »Rote Kapelle« gewesen.54
 
   Dass diese und weitere Aktionen aus dem Ruder gelaufen waren,55 lag an der freien Hand, die John seinem Abteilungsleiter Gerken und der wiederum seinen Mitarbeitern ließen, um dem von außen kommenden, daneben aber auch selbst auferlegten Erfolgsdruck in der Spionageabwehr standhalten zu können. Nun war auch Otto John deutlich geworden, dass er bei Gerken die Zügel zu lange hatte schleifen lassen. Selbst im britischen Nachrichtendienst hatte sich die negative Einschätzung Gerkens trotz seiner guten Arbeit in der Spionageabwehr verfestigt. Im Februar 1954 hatten die Briten erneut festgestellt, dass er nach den Standards, die man für einen wichtigen Mitarbeiter in der Spionageabwehr anlegen müsse, für die Aufgaben im Bundesamt eigentlich nicht geeignet sei. Der Umstand, dass er trotzdem in der Lage sei, den Präsidenten und auch den Vizepräsidenten davon zu überzeugen, dass er und seine Abteilung gut arbeiteten, werfe ein Licht auf deren mangelnde Kompetenz. Unüberlegte Aktivitäten von Gerkens Abteilung hätten den eigentlich guten Namen des Bundesamts beschädigt, aber jede gut gemeinte Kritik und Hinweise darauf, wie gefährlich einige der Aktivitäten seiner Abteilung seien, blieben wirkungslos, denn er würde stets sofort zustimmen, aber dann doch so weitermachen wie zuvor. Auch dass er ehemalige Kollegen und Bekannte, darunter eine ganze Reihe früherer Mitglieder der Gestapo, um sich schare, müsse man gut beobachten. Generell solle man ihn an einer »kurzen Leine halten«.56
 
   Zur selben Einschätzung war schließlich Mitte 1954 auch Otto John gelangt, allerdings fast widerwillig. Noch sprachen die öffentlichkeitswirksamen und gegenüber der Bundesregierung vorzeigbaren Erfolge gerade in der Spionageabwehr zu Gerkens Gunsten. Das änderte sich, nachdem John Mitte Mai 1954 zu einem Gespräch mit Oberbundesanwalt Carl Wiechmann und Bundesanwalt Max Güde eingeladen worden war. Diese fünfstündige Unterhaltung war nicht etwa ein freundlicher Austausch zwischen dem Präsidenten des BfV und hochrangigen Mitgliedern der Staatsanwaltschaft, um die Zusammenarbeit zu verbessern, sondern eine Abrechnung mit den Leistungen des Bundesamts. Wiechmann und Güde teilten John mit, sie hätten den Eindruck gewonnen, dass in der »Gegenspionage Kopfjägerei« betrieben werde, dass das Bundesamt offensichtlich möglichst viele exekutive Maßnahmen durchführen lassen wolle, um Erfolge verbuchen zu können. Es wolle offensichtlich »die nicht vorhandene Bundesexekutive durch den Bundesgerichtshof bzw. die Bundesanwaltschaft […] ersetzen und damit die Justiz für politische Aufgaben […] missbrauchen«. Das Bundesamt, stellten die beiden Staatsanwälte fest, »sei zu erfolgssüchtig, insbesondere die Abteilung II«. Gerken habe offensichtlich eine völlig falsche Vorstellung von seinen Aufgaben, er sei »die treibende Kraft der ›Skalpjäger‹«.57
 
   Der spürbar konsternierte Otto John bat seine Abteilungsleiter am Tag vor einer bereits geplanten Abreise in die USA zu einem Besuch bei FBI und CIA um ihre schriftliche Stellungnahme zu seinem Vermerk über die Besprechung mit den beiden Staatsanwälten. Während Nollaus Replik58 noch sehr sachlich und verhalten ausfiel, fuhr Gerken in seiner Verteidigungsschrift weitaus härtere Geschütze auf. Dass die Abteilung II »Kopfjägerei« betreibe, wies er weit von sich, nur um sich zugleich mit den langen Gefängnisstrafen zu brüsten, die auf der Arbeit seiner Abteilung beruhten. Offensichtlich hatte er nicht verstanden, dass genau hier ein Problem entstanden war.59 Zu einem gemeinsamen Treffen der Abteilungsleiter mit Bundesanwalt Güde, das John nach seiner Rückkehr arrangieren wollte, um die strittigen Punkte zu klären, sollte es dann aber gar nicht mehr kommen.60
 
   Bereits vor seinem USA-Besuch hatte Otto John eine Denkschrift über den »Verfassungsschutz in der Bundesrepublik« begonnen. Der Text umfasste auch Vorschläge für eindeutige Regeln, die er insbesondere für die Arbeit der Abteilung Beschaffung in der Spionageabwehr durchsetzen wollte. Sie sollte in Zukunft nicht mehr »willkürlich oder nach freiem Ermessen« handeln oder »mehr oder weniger zufällig« Agenten umdrehen und »Gegenspiele« einleiten. Die Abteilung Beschaffung müsse von nun an von der Abteilung Auswertung gesteuert werden. Diese sei die »führende Abteilung innerhalb der Verfassungsschutzbehörden«.61 »Die Kasse«, teilte er seiner Sekretärin Wera Schwarte mit, solle Gerken »abgenommen werden«. Aus ihr hatte Gerken seine »Freien Mitarbeiter« bezahlt, die er in der Spionageabwehr und bei Gegenoperationen eingesetzt hatte.62
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    Abb. 1: Organisatorische Gestaltung der Zusammenarbeit zwischen Abteilung II und der Abteilung III des BfV auf dem Gegenspionagegebiet, 6. Mai 1954.
 
   
 
   All diese Vorschläge blieben am Ende aber Makulatur, denn am Abend des 20. Juli 1954 fuhr John mit einem Bekannten nach Ostberlin. Dort wollte er mit sowjetischen Diplomaten über Möglichkeiten sprechen, die Teilung Deutschlands rückgängig zu machen. Sein naiver Versuch endete in den Armen des KGB. John wurde betäubt und später in die UdSSR gebracht. Erst Ende 1955 konnte er wieder in die Bundesrepublik zurückkehren. Mit Johns Verschwinden waren die Gefahren für Gerken und seine Abteilung aber keineswegs vollständig gebannt. Als Gerken von einer sechswöchigen Kur zurückkam,63 hatte man seine Abteilung in der Zwischenzeit bereits zusammengestrichen. Insbesondere die Gegenspionage sollte nun eng mit der Abteilung Auswertung verzahnt werden, und die Berichterstattung sollte stets über Nollaus Abteilung laufen. 
 
   Eine Überprüfung des Bundesamts durch drei kleine Kommissionen des Innenministeriums von Ende Februar bis Mitte März 1956, die neben dem Haushalts- und Kassenwesen insbesondere Organisation und Geschäftsverteilung sowie das Personal des BfV durchleuchteten, kam – wie zu erwarten – zu einem verheerenden Ergebnis. Eigenmächtig und ohne Mitwirkung der zentralen Abteilung I waren neue Referate gebildet oder alte aufgelöst worden. Das betraf insbesondere die von Gerken geleitete Beschaffung.64
 
   Die Kommissionen stellten freilich auch sehr schnell fest, dass Gerken zwar die Bedeutung seiner stark auf die Spionageabwehr konzentrierten Arbeit gern übertrieb, dass hier aber tatsächlich seine Stärken lagen. Die Spionageabwehr wurde auch im Innenministerium positiv bewertet, und die Kommissionsmitglieder empfahlen daher einhellig, Gerken die Leitung einer neu zu schaffenden Abteilung für diesen Bereich zu übertragen. Nun wurde die Spionageabwehr aus der Abteilung Beschaffung in eine neue, für diesen Bereich eigene Abteilung 4, Spionage- und Sabotagebekämpfung, ausgegliedert. Damit reagierte das Bundesamt auch auf die Entscheidung des Bundeskanzlers, das BfV offiziell für die Spionageabwehr zuständig zu machen. Das führte dann im Januar 1957 prompt zu Anforderungen von zusätzlichem Personal. Von den 65 weiteren Stellen sollte die neue Abteilung neun für die Bekämpfung der Spionage erhalten.65
 
   Auch die Verantwortung für die Bundesnachrichtenstellen in Lübeck, Kassel und Hannover, die Küstennachrichtenstelle in Hamburg, die Vorprüfungsgruppen (BI) in Berlin, Uelzen, Gießen, Sandborstel und Nürnberg, die die Erstbefragung der Übersiedler aus der DDR in den Aufnahmelagern durchführten, sowie die zentrale Befragungsstelle Lübeck wurde neu verteilt: Die Nachrichtenstellen und die Vorprüfungsgruppen, mit Ausnahme von Nürnberg, wurden fachlich der Abteilung 3 angegliedert, während die Küstennachrichtenstelle, BI Nürnberg und die Befragungsgruppe in Lübeck der Abteilung 4, Spionage- und Sabotagebekämpfung, zugeordnet wurden.66
 
   Der Nachfolger Johns, Hubert Schrübbers, hatte zunächst vorgehabt, sich von Radke und insbesondere von Gerken zu trennen. Daraus konnte bei dieser neuen Aufstellung nichts werden. Das Bundesamt blieb weiter stark auf die Spionageabwehr ausgerichtet, und Gerken war in diesem Szenario mangels Alternativen und im Angesicht der Erfolge, die er und seine Abteilung trotz aller Probleme vorweisen konnten, unverzichtbar. Er wurde mit einer eigenen, ganz auf ihn und seine Mitarbeiter zugeschnittenen Abteilung belohnt. Vermutlich hoffte man auch, die stärkere Kontrolle, der er nun unterworfen sein würde, werde dazu führen, dass die Spionageabwehr zukünftig rechtskonformer ablief. 
 
   Auch wenn das Augenmerk in der frühen Phase der Spionageabwehr stärker auf die Geheimdienste Polens, der UdSSR und der ČSSR gerichtet zu sein schien, war von Beginn an ein Referat der Spionageabwehr für die Nachrichtendienste der DDR zuständig. Und dies, obwohl es eine Fraktion innerhalb des Verfassungsschutzes gab, die die begrenzten Ressourcen stärker zur Eindämmung des Einflusses der DDR auf die politische Kultur, die KPD sowie andere kommunistische Parteien und Gruppierungen einsetzen wollte. Noch viele Jahrzehnte später hielt einer der ersten Mitarbeiter der Auswertungsabteilung, Heinrich Degenhardt, die Konzentration der Beschaffungsabteilung durch Gerken auf die Spionagebekämpfung vor 1956 für einen Fehler.67
 
   In dieser Zeit und bis in die 1960er-Jahre hinein lässt sich beobachten, dass die Gerichte bereit waren, die Rechtsnorm des § 100 StGB, also Landesverrat, auch bei Beziehungen zu Nachrichtendiensten zu ahnden, die eher auf die Stärkung kommunistischer Organisationen in der BRD abzielten und bei denen es nicht wirklich um Verrat von Geheimnissen gegangen war. Das galt sogar für die Übermittlung von vermeintlich nachrichtendienstlich verwertbaren und sicherheitsrelevanten Informationen nach § 100 e StGB, die man de facto an jedem Zeitungskiosk kaufen konnte. Die hohe Zahl von Verurteilungen nach § 100 e StGB bis zur Strafrechtsreform 1968 hat hier ihren Ursprung. Bis 1964, in der Zeit, in der Gerken die Spionageabwehr leitete, wurden jedes Jahr zwischen 250 und 368 Personen wegen Verbindungen zur DDR-Auslandsspionage verurteilt.68 Zumeist mögen dies Bagatellfälle gewesen sein, aber bereits in diesen Jahren wurden tatsächlich auch DDR-Agenten für einen langfristigen Aufenthalt in die Bundesrepublik entsandt. Deren Legalisierungsphase lief jedoch oft über viele Jahre, bis sie aktiv wurden. Gut ausgebildete DDR-Spione finden sich daher im Vergleich seltener unter den Enttarnten und Verurteilten. 
 
   Um die stets knappen Ressourcen der Abteilung 4 zielgerichteter einsetzen zu können, erlebte die Spionageabwehr in den folgenden Jahrzehnten eine Reihe von mehr oder weniger gravierenden Umstrukturierungen. So wurden die von Gerken eingerichtete Bundesnachrichtenstelle in Hannover und die Außenstelle der Abteilung in Frankfurt am Main Anfang der 1960er-Jahre ebenso aufgelöst wie einige Jahre später die Pendants in Kassel und in Lübeck. Hier übernahmen nun die Bundesländer die Spionageabwehr. Die Küstennachrichtenstelle in Hamburg blieb allerdings bis ins 21. Jahrhundert erhalten, auch wenn sich deren Arbeitsbereich zuletzt nur noch auf die Überwachung der sowjetischen Legalresidentur in der Hansestadt konzentrierte. Eine kleine Abteilung mit dem Namen »Stadtbüro Oskar«, die engen Kontakt insbesondere mit amerikanischen Diensten bei der Befragung von Überläufern im Camp King hielt, einem Militärstützpunkt der US Army in Oberursel, wurde in Köln zusätzlich eingerichtet.69
 
   Das schon erwähnte »Berliner Unternehmen« (BU) ging auf Betreiben Nollaus nach 1956 in den Bereich der neuen Abteilung 3, Linksradikalismus, über. Nollau hatte bereits im Oktober 1951 die Gegenspionage als wichtiges Aufgabenfeld des Bundesamts ins Spiel gebracht. Nun nutzte er das »BU«, um ab 1957 voranzutreiben, was er als »Offensive Abwehr« verstand.70 Dabei ging es ihm zwar in erster Linie darum, die politischen Strukturen der DDR und insbesondere der SED zu penetrieren, aber nicht nur den amerikanischen Partnern war bewusst, dass Quellen und V-Leute des »BU« auch Informationen liefern würden, die der Spionageabwehr von Nutzen sein könnten.71 Das ersetzte, zumindest für diesen Aufgabenbereich, die dürftige Aufklärung des BND in der DDR. 
 
   Die Vorprüfgruppen BI in den Notaufnahmelagern Berlin und Gießen, in denen auch Mitarbeiter aus dem Bereich Spionageabwehr bei den Befragungen von Übersiedlern mitwirkten, um herauszufinden, ob diese Spionageaufträge von der DDR-Auslandsspionage erhalten hatten, wurden von der Abteilung »Linksradikalismus« betreut. Das war auch noch der Fall, nachdem Gießen ab dem 1. April 1973 zum alleinigen Auffanglager für Flüchtlinge und Übersiedler aus der DDR wurde. Erst 1974 wurde die dortige Vorprüfung an die Spionageabwehr angegliedert.72
 
   Die gravierendste Neuausrichtung in Bezug auf die DDR war in der neu eingerichteten Referatsgruppe 4 B zu erkennen. Das Bundesamt berücksichtigte hierbei die veränderte Gesetzeslage nach dem Strafrechtsänderungsgesetz von 1968, aber wohl mehr noch die sich abzeichnenden Auswirkungen der wenig später proklamierten Neuen Ostpolitik und die damit verbundene Annäherung der beiden deutschen Staaten. Auf die dadurch bewusst geförderte Intensivierung der Reisemöglichkeiten für Bürger beider deutscher Staaten – und damit die bessere Möglichkeit für die Einreise von DDR-Agenten – sollte reagiert werden.73 Nun wurden allein drei Referate in der Referatsgruppe 4 B für die Abwehr der DDR-Spionage zuständig: zum einen das Referat 4 B 1 (»DDR-BRD Nord«) und das Referat 4 B 2 (»DDR-BRD Süd«). Bei beiden gab es nun Mitarbeiter für Beschaffung und Auswertung. Zusätzlich entstand das Referat 4 B 3, das als die »Zentralstelle für DDR-Dienste« fungierte und unter dessen Banner das »Stadtbüro Oskar« weitergeführt wurde. 
 
  
  
  
   
    
    2Wissen über den Gegner
 
   
 
   Ob die im vorigen Kapitel beschriebenen Umstrukturierungen in jedem Fall dazu beitrugen, die Effizienz der Spionageabwehr zu verbessern, sei dahingestellt, denn im Kern ging es ja weiterhin um die Konstruktion von Wissen auf der Grundlage von großen Mengen an Informationen. Diese wurden auf vielfältige Weise und aus unterschiedlichen Quellen gesammelt, in dem jeweiligen veränderlichen politischen und gesellschaftlichen Kontext zusammengefügt und dann ausgewertet. In den unwägbaren Gefilden der nachrichtendienstlichen Verschleierungen und der Enttarnungen von Teilen eines Informationsgeflechts geht es im Übrigen nicht um Wahrheiten, sondern um belastbare Arbeitshypothesen. Und hierbei spielt es stets eine Rolle, welche unausgesprochenen und auch unbewussten Dispositionen ein »Wissensproduzent« mit in den Prozess einbringt, also darum, welche Informationen für relevant gehalten und wie sie interpretiert werden. Welche Ziele sollen bei dem Einsatz des so konstruierten Wissens erreicht werden, wie konkurrieren sie mit anderen Zielen, wie sind sie mit den handwerklichen Normen und gesetzlichen Rahmenbedingungen des Verfassungsschutzes in Einklang zu bringen?1 Wirklich belastbare Hypothesen sind aber anhand von Informationen, die verdeckt ermittelt wurden und sich nicht immer unabhängig überprüfen lassen, notorisch schwer zu erstellen. Knappe Ressourcen an Mitarbeitern und finanziellen Mitteln erfordern zudem zwangsläufig eine Auswahl und Fokussierung, so dass sich immer wieder fatale blinde Flecken ergeben können. Umso entscheidender ist ein möglichst umfangreiches Reservoir an belastbaren und möglichst relevanten Informationen. Diese müssen, bevor sie überhaupt in eine Analyse eingehen können, so aufbereitet und gespeichert werden, dass ein dauerhafter Zugriff auf sie möglich ist. Genau das stellte die bundesdeutsche Spionageabwehr und das gesamte Bundesamt jedoch über mindestens zwei Dekaden vor große Probleme. 
 
   Als Otto John 1950 seinen Dienst antrat, fand er zunächst »leere Tische und Aktenschränke« vor. Zwar hatte Albert Radke mit seinem kleinen Stab an Mitarbeitern bereits einige Monate zuvor mit dem Aufbau des BfV begonnen, aber das wichtigste Material für einen Nachrichtendienst sind Informationen – ob in Aktenordnern oder auf Karteikarten –, und die fehlten. Eine Vorgängerorganisation, aus der ein Grundbestand an Akten und auch Wissen hätte übernommen werden können, gab es nicht. Es sollte zudem, wie schon erwähnt, tunlichst vermieden werden, dass auch nur der Hauch einer Weiterführung der NS-Sicherheitsbehörden in den Räumen des BfV zu spüren war. Selbst wenn es also Aktenbestände aus der Arbeit der Gestapo gegeben hätte, wären die von vornherein tabu gewesen. Hans-Joachim Postel, der später die Einführung der elektronischen Datenverarbeitung im BfV maßgeblich vorantreiben sollte, erinnerte sich ähnlich wie John an die schwierigen Anfänge. Auch er war im Dezember 1950 nach einer kurzen Zeit als Kriminalpolizist zum Bundesamt gestoßen, der seinerzeitigen Abteilung Auswertung zugeteilt worden und dort zunächst für den Bereich Rechtsradikalismus zuständig. Bei der Einweisung in die Räumlichkeiten durch Günther Nollau, den Leiter des Hauptreferats Auswertung, musste er entsetzt feststellen, dass die gesamte Informationssammlung der Abteilung bequem auf »zwei Einlagebrettern« in einem Schrank Platz fand.2
 
   Das anfallende Schriftgut des BfV wurde in den folgenden Jahren zunächst nach Datum, aber ohne weitere Gliederung abgelegt und in Aktenordnern abgeheftet. Das machte es mühsam, einschlägige Korrespondenz und Informationen wieder aufzufinden und ihre Verbindung mit neuen Daten abzugleichen. Daher ging man daran, eine Namenskartei als Suchhilfe anzulegen. Zudem wurde ein entwicklungsfähiger Aktenplan3 erstellt, nach dem Schriftstücke und Notizen abgelegt und registriert wurden. Parallel hierzu begann der Aufbau einer analogen und phonetisch geführten Personen-Zentral-Kartei (PZK) als Arbeitsmittel und Suchregister. Ein Jahr bevor die Abteilung Spionageabwehr ins Leben gerufen wurde, hatte sich dieses System etabliert.4
 
   Schon bald zeigte sich, dass das System kaum in der Lage war, die schiere Menge an Informationen, die das Bundesamt täglich erreichte, mit dem bestehenden Personalbestand zu verarbeiten. Mitte 1956 waren bereits 250 000 Informationen und Namen nicht in Karteien eingetragen worden. Diese hatte man daher zusammen mit Berichten und Notizen notgedrungen in einer sogenannten Verzettelungskartei zwischengelagert. Sie schlummerten, nicht bearbeitet und kaum nutzbar, in immerhin 450 Ordnern.5
 
   Diese Vereinzelung der Teilinformationen auf die Vielzahl verstreuter Karteisysteme machte es jedenfalls schwierig und sehr zeitaufwendig, Zugriff auf Informationen zur Konstruktion eines Gesamtbildes zu erhalten. Der Arbeitsaufwand, der allein durch die Zentralkartei bewältigt werden musste, war entsprechend hoch: Pro Tag hatte die Abteilung mehr als 400 Auskünfte zu erteilen und fast 700 Karten zu schreiben. Das alles wurde nicht dadurch erleichtert, dass sich in der Zentralkartei eine Vielzahl von Karten befand, die auf den gleichen Namen lauteten. Etwa 80 Prozent der Karteikarten enthielten außerdem unvollständige Personenangaben, und einen Index nach Namen, Vornamen, Alter, Geburtsort, Beruf und Wohnort gab es nicht. Dass dieses System sehr bald überlastet sein würde, machte der Karteileiter Leonhard Schulz bereits 1955 in einem Vermerk deutlich. Er prognostizierte, dass sich bei einem konstanten Kartenanfall von monatlich etwa 15 000 Karten bis 1958 etwa eine Million Namen in der Kartei wiederfinden würden.6 Währenddessen ging die Organisation des Aktenmaterials weiter. Für alle Abteilungen des BfV trat am 1. April 1958 eine gemeinsame Registraturordnung in Kraft, und das bisherige System der Aktenzeichen wurde aufgegeben.7
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    Abb. 2: Teil des Aktenplanes von 1960 (Abschrift).
 
   
 
   Bei einem Gesamtbestand von 440 000 Personenkarteien am 1. November 1958 entfiel auf die Abteilung Spionageabwehr mehr als die Hälfte. Gleichzeitig wurde ein neuer, auch heute im Kern noch gültiger, aber immer weiter ergänzter Aktenplan eingeführt, der auf einem Dreiziffernsystem basierte. Aus den Ziffern lässt sich weder eine Abteilung noch ein Referat erkennen, sondern diese bezeichnen einzelne Sachgebiete in fortlaufender Nummerierung.8 Ende 1958 verfügte das Bundesamt über eine manuelle zentrale Registratur-Kartei und eine Vielzahl von Einzelkarteien bei den zuständigen Arbeits- und Diensteinheiten: die Personen-Zentral-Kartei (PZK) mit einer hohen sechsstelligen Zahl an Karteikarten, die Kartei Suchmittel für Organisationen, die Kartei Suchmittel für Telefonnummern, die Kartei Suchmittel für Kraftfahrzeugkennzeichen, die Kartei Suchmittel für Schließfächer und die Kartei Suchmittel für Lichtbilder. Alle diese Karteien wurden handschriftlich auf DIN-A6-Karten geführt und mussten bei einem Suchauftrag manuell gesichtet werden. 
 
   Aufgrund des stets herrschenden Personalmangels in dem Bereich der Verkartung und einer kaum zu meisternden Flut von Schriftgut blieb das System jedoch mangelhaft, ja, es wurde weiterhin immer unübersichtlicher. Von September 1960 an unternahm das BfV daher erste Probeversuche mit der von der amerikanischen Firma IBM entwickelten maschinellen Verarbeitung von Massendaten mithilfe von Lochkarten. Sie verliefen so zufriedenstellend, dass man damit begann, die Karteikarten auf Lochkarten »umzuschreiben«. Probleme waren zwar allein schon dadurch vorgegeben, dass hier ein für den amerikanischen Markt entwickeltes System übertragen werden wollte. Die in die Karteikarten gestanzten Nummerngruppen eines Aktenzeichens konnten teilweise nicht wiedergegeben werden, und die Buchstaben P, Ü und S wurden nicht mit ausgedruckt.9 Dennoch betrug der Gesamtbestand der Lochkarten der Zentralen Personenkartei PZK zum 1. Januar 1967 sage und schreibe 1 268 881 Stück.10
 
   Ein Anstoß für das BfV, eine Überführung der Millionen Karteikarten in ein elektronisches System ins Auge zu fassen, könnte gewesen sein, dass die Spionageabwehr 1963 von der CIA Listen von potenziellen MfS-Angehörigen erhalten hatte. Sie waren auf der Grundlage von abgehörten Fernschreiberdaten erstellt worden, die bei der »Operation Gold« angefallen waren: 1955 hatten amerikanische und britische Dienste in Berlin einen Tunnel unter der Sektorengrenze hindurch gegraben und Telefonleitungen angezapft. Die dabei gewonnenen Informationen wurden transkribiert und auf Datenträgern für IBM-Maschinen gespeichert.11 Der neue Abteilungsleiter der Spionageabwehr, Richard Meier, reiste im Mai 1963 zusammen mit Erich Wenger, einem seiner Referatsgruppenleiter, in die USA, wo die CIA den beiden die Datenverarbeitung im Hauptquartier vorführte. Die Vorteile eines ähnlichen Systems für die Spionageabwehr im BfV war deutlich. Doch auch die CIA hatte ein Interesse daran, den westdeutschen Sicherheitsbehörden die Einführung eines Datenverarbeitungssystems schmackhaft zu machen. Über den Einsatz der IBM-Geräte würde es ihr möglich sein, ihre »Hegemonie« über deren Daten zu sichern, auszubauen oder zumindest den Zugriff und problemlosen Datenaustausch zu gewährleisten.12
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Einschalten des Gebers:
Lautstirkeregler herauszichen
Umschalter in Stellung »ON« — Geberbetris
in Stellung »0FF« ~ Rechnerbetrisb
Eingeben des Spruches
1. Gruppe 5 mal Taste 7 driicken
nach Eingabe einer Gruppe Taste »Lautsprechere driicken
nach ca. 2 Sekunden mit Taste »Ce Anzeige loschen
ichste Gruppe eingeben
Speicherkapazitit: 102 Gruppen = 512 Zeichen
Laden des Akus
Leuchtet »L« inks in der Anzeige auf, o ist das
Netztil an den Rechner anzuschiieBen
Uberspielen des Spruches:
Uberspielkabel an Geber und Kassettenrecorder
Buchse MIC anschiieBen
Tasten REC und FWD gleichzeitg cricken
Spruch mit Schnurschaler starten
Spruch 3~4 mal hintereinander iberspiclen
Absetzen des Spruches:
Kassette vorher zuriickspulen
Koppler anschizBen
Lautstkeregler »PB Vol in Stellung 4 bringen
Taste FWD driicken —Bereitschaftsstellung —
durch kurzes Driicken des Kopplers aut die Sprech-
muschel wird der Spruch gestartet
Lischen des Spruches:
ach dem Absetzen Koppler entfemen
it Taste REW Kassette zurickspulen
it eingebautem Electret-Mikrofon aufnehmen
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alias Schroth

Siegfried
geb. ca. 1936
Leitencer Angestellter

der Fa.Bitter-Araaturen
Bielefeld

Bielefeld, Theodor-Haubach-Str. 9

Monika
geb. ca. 194

Angestellte 1
Einvohnerneldeant
der Stadt Bielefeld
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METHODEN DER AGENTENWERBUNG M SOWJETBLOCK
1. WERBUNGSANLASSE

VON 319 TATIGEN AGENTEN VON 353 TATIGEN AGENTEN
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Akten-
Gruppe:  Sachhetreff:

107 Auswertung von Spionageverdachtsfillen
108 Unbekannte Spionage- und Sabotageauftraggeber

109 Jugoslavische Nachrichtendienste

110 Auswertungen von jugoslawischen Vertretungen im Bundesgebiet
111 Nachrichtendienste der deutschen Sowjetzone

112 Russische Nachrichtendienste (Verdachts- und Erkenntnisflle)

Auswertungen von Nachrichten tber sowjetrussische Vertretungen
im Bundesgebiet

114 Tschechische Nachrichtendienste

Auswertungen von Nachrichten dber tschechische Vertretungen
im Bundesgebet

116 Polnische Nachrichtendienste

Auswertungen von Nachrichten iber polnische Vertretungen
im Bundesgebet

118 Ungarische Nachrichtendienste

Auswertungen von Nachrichten Gber ungarische Vertretungen
im Bundesgebiet

120 Ruménische Nachrichtendienste

Auswertungen von Nachrichten dber ruménische Vertretungen
im Bundesgebet

122 Bulgarische Nachrichtendienste

Auswertungen von Nachrichten tber bulgarische Vertretungen
im Bundesgebet

124 Nachrichtendienste sonstiger Satellitenstaaten

113

15

17

19

121

123

125 Nachrichtendienste nichtkommunistischer Staaten

Auswertungen von Nachrichten von Vertretungen nichtkommunistischer Stazten
im Bundesgebet

127  Fachliche Anleitung der Beschaffungsreferate und Aussenstellen durch 4 B1
128 Fachliche Steuerung der G-Arbeit in den Léndern

Einsatz der Beschaffung der Abt, 4, allg. Schriftverkehr
in Beschaffungsragen der Abt. 4

130  V-Mannwesen der Abt. 4
131 Akten iiber ND-Spiele

126

129
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